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Wann geht’s an die Existenz?
Der Verlust von Flächen führt zu dauerhaften Gewinneinbußen. Sinkt der Gewinn 
unter angemessene Werte für den Lebensunterhalt und die Eigenkapitalbildung, 
liegt eine Existenzgefährdung vor. Wir erläutern die einzelnen Rechenschritte.

I n der letzten Ausgabe wurde 
dargestellt, welche Möglichkeit 
ein betroff ener Landwirt hat, um 

sich vor einem Flächenverlust (zum 
Beispiel von Straßenbaumaßnah-
men) zu schützen. Entscheidend ist, 
ob im Falle einer Flächenbeanspru-
chung durch die öff entliche Hand 
eine Existenzgefährdung eintritt. In 
diesem Fall hat der betroff ene Land-
wirt einen Sonderstatus und kann 
mit Aussicht auf Erfolg die Bereit-
stellung von Ersatzfl ächen erwarten. 

Ab fünf Prozent des 
Hofs wird es kritisch

Häufi g wird unter Hinweis auf 
eine Entscheidung des Bundesver-
waltungsgerichts die Meinung ver-
treten, dass ein Verlust an Eigen-
tumsfl ächen oder von langfristig 
gesicherten Pachtfl ächen in einer 
Größenordnung von bis zu 5 % der 
Betriebsfl äche einen gesunden land-
wirtschaft lichen Vollerwerbsbetrieb 
in der Regel nicht gefährdet. Des-
halb sei hier eine vertieft e Untersu-
chung der Existenzgefährdung nicht 
erforderlich. 

Diese Faustformel mag in vielen 
Fällen zutreff en, im Einzelfall jedoch 
auch nicht. Insbesondere dann nicht, 
wenn zum Beispiel in Betrieben mit 
intensiver Weideführung die Verbin-
dung zu den hofnahen Weidefl ächen 
dauerhaft  unterbrochen bleibt. Oder 
wenn die geplante Maßnahme un-
verhältnismäßige Umwege nach sich 
zieht. Ähnliches gilt auch beispiels-
weise bei Sonderkulturen. 

Auch ist zu berücksichtigen, dass 
eine entzogene Fläche häufi g nicht 
nur eine Funktion für den Betrieb hat. 
So kann eine Ackerfl äche nicht nur 
der Getreideerzeugung, sondern dar-
über hinaus der ordnungsgemäßen 
Verwertung von Gülle, Stallmist usw. 
dienen. Das Getreide ist zudem als 
Futtermittel für die Tierproduktion 
und insbesondere in Öko-Betrieben 
nicht anderweitig ersetzbar. Die Flä-
che ist mitunter auch nötig, um ein 
Abrutschen in die Gewerblichkeit zu 
verhindern, oder sie kann die Basis 
für den Erhalt von Fördermitteln dar-
stellen und manches mehr. 

Ermittlung durch einen 
Sachverständigen

Die Gerichte, die dies letztendlich 
bewerten, haben bislang nur weni-
ge richtungsweisende Vorgaben ge-
macht. Nicht zuletzt deshalb hat 
eine Arbeitsgruppe von landwirt-
schaft lichen Sachverständigen un-
ter dem Dach des Hauptverbandes 
der landwirtschaft lichen Buchstel-

len und Sachverständigen (HLBS) 
einen Leitfaden zur Existenzgefähr-
dung entwickelt. Darin entwickelte 
Lösungsansätze werden nachfolgend 
stark vereinfacht wiedergegeben. 

1Erhebung der
betrieblichen Daten

Der Sachverständige muss zu-
nächst alle relevanten Daten wie Flä-
chenausstattung, Gebäudebestand, 
Lieferrechte, Maschinenausstattung 
erfassen. Hilfreich sind auch betriebs-
wirtschaft liche Buchführungsab-
schlüsse. Allerdings ist der Landwirt 
nicht verpfl ichtet, diese oft mals per-
sönlichen Unterlagen auch zwingend 
zu Verfügung zu stellen. Er hat aller-
dings eine gewisse Mitwirkungslast.

2Prüfung der Existenzfähigkeit 
des Betriebes

Nur ein existenzfähiger Betrieb 
kann durch hoheitliche Maßnahmen 
in seiner Existenz gefährdet werden. 
Oder umgekehrt: Ist ein Betrieb zum 
Beurteilungsstichtag (zum Beispiel 
Planfeststellungsbeschluss) schon 
nicht mehr existenzfähig, so kann 
er auch durch die geplanten hoheit-
lichen Maßnahmen nicht mehr in 
seiner Existenz gefährdet werden. 

Die Existenzfähigkeit muss auch 
mittelfristig – man geht von einem 
Zeitraum von fünf bis sechs Jahren 
aus – gesichert sein. Ohne Bedeutung 
ist dabei das Alter des Betriebsleiters 
oder die Frage, ob die Hofnachfolge 
gesichert ist. 

Bei der Bewertung ist eine objek-
tive Betrachtungsweise anzusetzen. 
Individuelle Verhältnisse sollen auf 
das Prüfergebnis einer Existenzge-
fährdung keinen Einfl uss haben. 

Eine Schlecht-Bewirtschaft ung, die 
zu niedrigen Gewinnen führt, oder 
ein sehr großzügiger Lebensstil mit 
hohen Privatentnahmen und damit 
negativer Kapitalentwicklung, dür-
fen nicht zulasten des Betroff enen ge-
wertet werden. Maßgebende Beurtei-
lungskriterien sind der Gewinn, die 
Kapitalbildung und die sogenannte 
Faktorentlohnung. 

Welchen Gewinn kann der Be-
trieb erwirtschaft en?

Der Gewinn lässt sich meistens aus 
Buchführungsabschlüssen ermitteln. 
Aus der Betrachtung mehrerer Jah-
re lässt sich hieraus ein durchschnitt-
licher Betriebsgewinn ableiten. 
Sonderabschreibungen und Wertbe-
richtigung dürfen nicht gewinnmin-
dernd berücksichtigt werden. Liegen 
erkennbar erhebliche Defi zite in der 
Betriebsleitung vor, so ist der Gewinn 
mithilfe eines Vergleichs mit ande-
ren Betrieben aus der Agrarstatistik 
zu korrigieren. 

Die Existenzfähigkeit eines Be-
triebes ist häufi g auch von den Er-
trägen aus Pachtfl ächen abhängig. Sie 
sollten daher bei der Beurteilung wie 
Eigentumsfl ächen bewertet werden. 
Würde man die Pachtfl ächen weglas-
sen, würde man nicht mehr einen re-
alen Betrieb, sondern einen fi ktiven 
Betrieb beurteilen.

Ist der Gewinn ausreichend für 
den allgemeinen Lebensunterhalt     
(Mindest-Entnahmebetrag) und 
die notwendige betriebliche Kapi-
talbildung?

Aus statistischen Erhebungen ist 
ableitbar, dass ein landwirtschaft -
licher Betrieb im Durchschnitt ca. 
32 000 € für den Konsum einschließ-
lich Altenteil, private Versicherungen 
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Ist die Existenz in Gefahr? Im Einzelfall muss ein Gutachter die 
fi nanziellen Auswirkungen für den Landwirt berechnen.

Neue Grenzen 
zum Gewerbe

D ie Grenzen zwischen land-
wirtschaft licher und ge-

werblicher Tätigkeit werden neu 
geregelt. Das sehen die Einkom-
menssteuer-Änderungsrichtli-
nien vor, die Ende 2012 vom Ge-
setzgeber beschlossen wurden. 

So gilt ab dem Wirtschaft sjahr 
2013/14 beim Absatz von Pro-
dukten, dass alle Arten zugekauf-
ter Ware und auch zur „zweiten 
Stufe” weiterverarbeitete eigene 
Produkte bis zu einem Verkaufs-
wert von 51 500 € noch der Land-
wirtschaft  zugerechnet werden. 
Bislang war dies nur für be-
triebstypische Waren möglich ge-
wesen; weiterverarbeitete eigene 
Produkte hatten lediglich bis zu 
einem Verkaufswert von 10 300 € 
zur Landwirtschaft  gezählt.

Daneben können beginnend 
mit dem Wirtschaft sjahr 2013/14 
auch alle mit Mitteln des Be-
triebes erbrachten Dienstleistun-
gen bis zur Grenze von 51 500 € 
noch zur Land- und Forstwirt-
schaft  gezählt werden. Die bislang 
angewandte Grenze von 10 300 € 
für Dienstleistungen gegenüber 
Nicht-Landwirten entfällt. 

Die betreff enden Betriebsteile 
werden nicht schon bei einma-
ligem, sondern erst bei Über-
schreiten der Grenze in 3 auf-
einanderfolgenden Jahren als 
gewerblich eingestuft . Die Re-
gelung greift  also frühestens ab 
2015/16. Auch wird nicht der ge-
samte Betrieb gewerblich, son-
dern nur der gewerbliche Teil. 
Der Erzeugerbetrieb erzielt wei-
terhin land- und forstwirtschaft -
liche Einkünft e.

Standardwerte 
zur Rentabilität

D ie aktuelle Version der KTBL 
Online-Anwendung „Stan-

darddeckungsbeiträge“ wurde mit 
Daten aus dem Wirtschaft sjahr 
2011/2012 erweitert. Die Stan-
darddeckungsbeiträge werden 
aus Statistiken über Preise, Erträ-
ge, Leistungen und Kosten für 38 
Regionen Deutschlands abgelei-
tet. Der Standarddeckungsbeitrag 
ist eine standardisierte Rechen-
größe. Er kann für die Leistung 
und die Kosten der landwirt-
schaft lichen Produktion für ver-
schiedenste Kalkulationsanlässe 
herangezogen werden, beispiels-
weise bei Gutachten, wenn keine 
eigenen betrieblichen Informati-
onen vorliegen. Diese und weitere 
Angebote sind unter www.ktbl.de 
„Kalkulationsdaten“ abrufb ar.
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Flächenverluste durch Straßen-
bau: Ein Recht auf Ersatz-
fl ächen besteht nur, wenn der 
landwirtschaftliche Betrieb in 
seiner Existenz gefährdet ist.

und private Steuern entnimmt. Zu- 
und Abschläge im Umfange von 10 
bis 15 % können angemessen sein. 

Jeder Betrieb muss – um existenz-
fähig zu bleiben – Eigenkapital bil-
den. Das ist einerseits zum Ausgleich 
von Schein-Netto-Investitionen not-
wendig, die durch den permanenten 
Kaufk raft verlust (Geldentwertung) 
hervorgerufen werden. 

Eigenkapital wird aber auch für 
notwendiges betriebliches Wachstum 
benötigt, um an der allgemeinen ge-
sellschaft lichen Einkommenssteige-
rung teilhaben zu können. 

Für beide Faktoren zusammen, 
wird man im Durchschnitt vieler Be-
triebe einen Wert von 10 000 € anset-
zen können. 

Wenn man diese Mindest-Ent-
nahme vom Gewinn abzieht, blei-
ben dann noch ausreichend Einnah-
men für die notwendige betriebliche 
Kapitalbildung?

Im Ergebnis würde dies hier be-
deuten, dass der Betrieb nur dann 
überhaupt eine Existenz darstellt, 
wenn er einen Gewinn von zumin-
dest 42 000 € (32 000 € Mindest-Ent-
nahme + 10 000 € Mindest-Kapital-
bildung) erzielt. 

Nicht wenigen Betrieben müss-
te daher eine Existenzfähigkeit und 
damit ein Anspruch auf Ersatzland 
abgesprochen werden, wenn man 
diese Zahlen zugrunde legt. Wohl 
nicht zuletzt deshalb hat das Bun-
desverwaltungsgericht – ohne dies 
allerdings näher zu konkretisieren 
– darauf hingewiesen, dass auch 
eine eingeschränkte Existenzfähig-
keit eines landwirtschaft lichen Be-
triebes im Rahmen der Abwägung 

●

eines Planes zu berücksichtigen ist.  
Die Planfeststellungsbehörde darf – 
ungeachtet betriebswirtschaft licher 
Kategorien wie Eigenkapitalbildung 
und Faktorentlohnung – aber nicht 
die Augen vor einer Betriebsführung 
oder Bewirtschaft ung verschließen, 
die den Inhaber für einen beacht-
lichen Zeitraum eine – immerhin 
– eingeschränkte Existenzgrundla-
ge sichert, weil dieser schlicht „von 
seiner Hände Arbeit“ lebt, so das 
Bundesverwaltungsgericht (Urteil 
vom 14. 4. 2010). 

So lässt sich auch gegenüber einem 
Vorhabensträger die Auff assung ver-
treten, dass nicht die durchschnitt-
lichen Entnahmen landwirtschaft -
licher Betriebe zu berücksichtigen 
sind, sondern nur das, was nach sozi-
alrechtlichen Vorschrift en den Min-
dest-Unterhalt einer bäuerlichen Fa-
milie ausmacht (etwa 15 000 €). Hier 
würde dann ein weitaus geringerer 
Gewinn ausreichen, um eine Exis-
tenzfähigkeit zu bejahen. 

Auch wenn der Betrieb keinen 
ausreichenden Gewinn zur De-
ckung der Mindest-Entnahme und 
der Mindest-Kapitalbildung erzielt, 
kann eine Existenzfähigkeit immer 
noch dann bejaht werden, wenn eine 
ausreichende sogenannte Faktorent-
lohnung vorliegt. Es ist die Frage zu 
stellen, ob aus den betrieblichen Ge-
winnen eine angemessene Entloh-
nung der eingesetzten eigenen Fak-
toren Arbeit, Boden und Kapital 
sichergestellt ist. 

Die Berechnung der Faktorentloh-
nung geschieht vereinfacht ausge-
drückt in der Weise, dass vom ermit-
telten Gewinn zunächst eine fi ktive 

durchschnittliche Pacht für die Ei-
gentumsfl ächen abgezogen wird. 
Desweiteren ein Betrag, der einer 
durchschnittlichen Verzinsung für 
das betriebseigene Kapital (Summe 
aller Buchwerte abzüglich des Buch-
werts des Grund und Bodens, hier-
aus fi ktiver Zinsaufwand zwischen 
3 und 6 %) ebenso abgezogen wird. 
Der verbleibende Gewinn ist dann 
durch die Anzahl der für die Bewirt-
schaft ung des Betriebes notwendigen 
Arbeitsstunden, die nach allgemei-
nen statistischen Vorgaben (KTBL-
Daten) ermittelt werden, zu teilen. 
Werden nun entlohnte Fremdar-
beitskräft e beschäft igt, so sind diese 
herauszurechnen.

Es ergibt sich die Höhe der Entloh-
nung je notwendiger Arbeitsstunde 
der Familienarbeitskraft . Ist diese 
Entlohnung dann zum Beispiel höher 
als der in der politischen Diskussion 
angenommene Mindest-Lohnansatz 
von 7,50 €, so kann damit die Exis-
tenzfähigkeit begründet werden. 

Fortsetzung auf Seite 36

FOTO: DPA



36  I  BETRIEBSFÜHRUNG BLW 6  I  8. 2. 2013

Ersatzfl ächen auch für Bauland?
Kein Rechtsanspruch / Landwirt sollte sich schon im Vorfeld darum bemühen

N ach wie vor werden allein in 
Bayern täglich 18 ha land-
wirtschaft licher Nutzfl äche 

für Siedlungen, Straßen, Infrastruk-
tureinrichtungen etc. verbraucht. 
Hierbei ist noch nicht berücksich-
tigt, dass jeder dieser Eingriff e natur-
schutzfachlich ausgeglichen werden 
muss, wofür im Regelfall natur-
schutzfachlich geringerwertige Flä-
chen (meist landwirtschaft liche Flä-
che) einer ökologisch höherwertigen 
Nutzung (zum Beispiel Biotopisie-
rung) zuzuführen sind. Auch diese 
Flächen stehen also für die Land-
wirte nicht mehr zur Verfügung, sie 
sind aus landwirtschaft licher Sicht 
„verbraucht“.

Bei der Ausweisung neuer Bauge-
biete durch Bebauungspläne der Ge-
meinden wird immer Grundfl äche 
für Erschließungsstraßen und an-
dere Infrastruktureinrichtungen be-
nötigt, außerdem befi nden sich die 
Grundstücke zumeist in einem Zu-
schnitt, der für die vorgesehenen 
Baugebiete ungeeignet ist. Gerade 
wenn viele Grundstückseigentümer 
beteiligt sind, wird daher eine neue 
Bodenordnung erforderlich, die im 
Regelfall durch ein Umlegungsver-
fahren hergestellt wird. Die vorhe-
rige landwirtschaft liche Fläche wird 
zu Baugrundstücken umgewandelt, 
die zumeist klein parzelliert und mit 
hohen Erschließungskosten belas-
tet sind. Dieser Verlust an landwirt-
schaft licher Fläche kann häufi g – un-

geachtet des Wertzuwachses durch 
das Bauland – eine Existenzgefähr-
dung des landwirtschaft lichen Be-
triebes bedeuten, der ja auf Bewirt-
schaft ungsfl ächen angewiesen ist.

Was nutzen Bauplätze und even-
tuelle Ausgleichszahlungen, wenn 
der Landwirt keine Ersatzfl ächen 
kaufen kann, weil keine angebo-
ten werden oder weil sie überteu-
ert sind? Daher fordern Landwirte 
im Rahmen von Umlegungsverfah-
ren häufi g, im Umlegungsplan an-
stelle der Zuteilung von Bauplätzen 
ganz oder teilweise Ersatzland zu er-
halten. Diese Forderung kann im Re-
gelfall im Rahmen des Umlegungs-
plans nicht erfüllt werden, da dieser 
mit seinem Geltungsbereich zumeist 
keine landwirtschaft lich nutzbaren 
Flächen, sondern exakt das Bauge-
biet umfasst. 

Das Baugesetzbuch sieht nun in 
seinem § 59 vor, dass als Abfi ndung 
für die Einlagefl ächen auch „Grund-
eigentum außerhalb des Umlegungs-
gebietes“ zugeteilt werden kann, al-
lerdings nur mit Zustimmung des 
jeweiligen Eigentümers. Zumeist 
halten die Gemeinden erhebliche 
Flächen als Tauschfl ächen bzw. zum 
Zweck der Bereitstellung als Ersatz-
land vor. Kann nun ein Landwirt, der 
Flächen für ein Baugebiet in ein Um-
legungsverfahren einlegen muss und 
nachweisen kann, dass er existenziell 
auf landwirtschaft liches Ersatzland 
angewiesen ist, mit einem Rechtsan-

spruch verlangen, dass ihm die Ge-
meinde aus dem eigenen „Vorrat“ tat-
sächlich Ersatzland zuteilt?

Für einen solchen Anspruch 
scheint § 189 Absatz 2 des Bauge-
setzbuches zu sprechen. Danach soll 
sich die Gemeinde um die Beschaf-
fung von Ersatzland bemühen und 
ihr gehörende Grundstücke als Er-
satzland zur Verfügung stellen, wenn 
bei einer städtebaulichen Maßnahme 
ein landwirtschaft licher Betrieb ganz 
oder teilweise in Anspruch genom-
men wird und die Gemeinde dieses 
Ersatzland nicht für die Erfüllung ih-
rer eigenen Aufgaben benötigt.

Der für Umlegungsverfahren zu-
ständige Senat des Bundesgerichts-
hofes sieht dies allerdings anders: 
Er hat entschieden, dass diese Vor-
schrift  in erster Linie dazu dient, 
städtebauliche Maßnahmen der Ge-
meinde mit Maßnahmen zur Ver-
besserung der Agrarstruktur abzu-
stimmen und zu koordinieren. Dies 
bedeutet nach Meinung des Bun-
desgerichtshofs nicht, dass ein Um-
legungsplan bei einer Missachtung 
dieser Vorschrift  rechtswidrig ist: 
denn für den Umlegungsplan sei der 
Umlegungsausschuss zuständig und 
nicht die Gemeinde, so der BGH. Au-
ßerdem stehe in § 59 des Baugesetz-
buches ausdrücklich, dass bei einer 
Zuteilung von Ersatzland außerhalb 
des Umlegungsgebietes der jewei-
lige Eigentümer zustimmen muss, 
und ein solcher Eigentümer sei eben 

Wird ein Betrieb im Nebenerwerb 
geführt, so wird häufi g daraus ge-
schlossen, dass er schon deshalb er-
kennbar keine Existenz darstellt. Dies 
ist jedoch nicht richtig. Es kann nicht 
darauf ankommen, welche Einkünf-
te der Bewirtschaft er außerhalb der 
Landwirtschaft  erzielt. 

Umgekehrt können scheinbare 
Haupterwerbsbetriebe in Wirklich-
keit Nebenerwerbsbetriebe sein, 
wenn z.B. die Einkünft e einer berufs-
tätigen Ehefrau höher sind als die aus 
dem landwirtschaft lichen Betrieb.

3Bewertung der Folgen
des Eingriff s 

Wenn ein existenzfähiger Betrieb 
vorliegt, wird man weiter klären 
müssen, welche Folgen der geplante 
Eingriff  (etwa die Straßenbaumaß-
nahme) auf den Betrieb hat. Die Ein-
wirkungsmöglichkeiten sind vielfäl-
tig, zum Beispiel 

Flächenverlust,
An- und Durchschneidungen,
Mehrwege,
Gülleüberschuss. 

Hier ist allerdings auch zu prüfen, 
ob der Betrieb die Auswirkungen 

●

●

●

●

des Eingriff s gegebenenfalls durch 
betriebliche Umstrukturierungs-
maßnahmen (z.B. Änderung der 
Fruchtfolge) ausgleichen kann, kei-
ne Mitwirkung Dritter (zum Beispiel 
Pfl ugtausch) notwendig ist und dies 
zumutbar ist (etwa Abtrennung einer 
hofnahen Weidefl äche durch neue 
Straße, daher Übergang zur ganzjäh-
rigen Stallhaltung der Milchkühe).

Die Folgen des Eingriff s sind nicht 
nur für Eigentums-, sondern auch 
für Pachtfl ächen zu bewerten. Die 
Vorhabensträger meinen oft , dass 
die Beeinträchtigung von Pachtfl ä-
chen schon deshalb nicht zu berück-
sichtigen ist, weil nicht mit Sicher-
heit gewährleistet ist, dass die Fläche 
tatsächlich weiterhin dauerhaft  vom 
Betrieb angepachtet werden kann. 

Hier ist jedoch in Wirklichkeit zu 
diff erenzieren. Eingriff e in Pachtfl ä-
chen, für die langfristige Pachtverträ-
ge  bestehen, müssen berücksichtigt 
werden.

4Auswirkungen auf die wirt-
schaft liche Leistungsfähigkeit.

Hier ist eine fi ktive Gewinnberech-
nung unter Berücksichtigung der ab-
gegangenen Fläche, der entstehenden 
Mehrwege usw. durchzuführen. Sinkt 
der Gewinn soweit ab, dass nach Ab-
zug der erforderlichen Mindest-Ka-

pitalbildung der Mindest-Entnah-
mewert nicht mehr erreicht wird, so 
kann von einer Existenzgefährdung 
ausgegangen werden. Das nachfol-
gende Beispiel zeigt dieses Prüfsche-
ma in vereinfachter Form:

Beispiel: 
Gewinn vor dem Eingriff  43 000 € 
- Mindest-Entnahme 32 000 €
- Mindest-Kapitalbildung 10 000 €
-----------------------------------------
= Überschuss + 1000 €

Gewinn nach dem Eingriff  40 000 €
- Mindest-Entnahme 32 000 €
- Mindest-Kapitalbildung 10 000 €
-----------------------------------------
= Unterdeckung –2000 €
–––> Existenzgefährdung besteht

Vielfach wird von den Maßnah-
meträgern angenommen, dass der 
Zinsertrag aus der Entschädigung 
für den Flächenverlust höher sei als 
der aus der Fläche erzielbare Ge-
winn und deshalb keine Existenz-
gefährdung eintritt. Dies gibt al-
lerdings zumindest die derzeitige 
Realität kaum wider. Zum anderen 
hat auch nach einer Rechtsprechung 
des Bundesverwaltungsgerichts die 
Bewertung der Eingriff sfolgen ohne 

Anrechnung der Verzinsung der Ver-
kehrswertentschädigung zu erfol-
gen. Gleiches gilt auch für die sons-
tigen Entschädigungspositionen wie 
für die Entschädigung von An- und 
Durchschneidungen oder die Mehr-
wegentschädigung. Diese Entschä-
digungen stehen dem Betrieb nicht 
dauerhaft  zur Verfügung, zumal sie 
voll versteuert werden müssen. Auch 
potenziell selbst beschaffb  ares Ersatz-
land ist bei der Frage der Existenzge-
fährdung unberücksichtigt zu lassen. 
Ansonsten würde man den Betrof-
fenen um den Vorteil bringen, die 
Übernahme der Beschaff ungsneben-
kosten (Notarkosten, Grunderwerbs-
steuer etc.). zu verlangen. 

Wer also von einem hoheitlichen 
Eingriff  in seinem Betrieb betroff en 
ist, sollte sehr genau darauf achten, 
ob die Frage der Existenzgefährdung 
ausreichend geprüft  wurde. Nötigen-
falls ist es lohnend, sich auch mithilfe 
eines Sachverständigen den Sonder-
status Existenzgefährdung zu erstrei-
ten und somit die Chancen auf Ent-
schädigung in Land zu wahren.

Josef Deuringer
Fachanwalt für Agrarrecht, Augsburg

Heinrich Thummert
Landwirtschaftlicher Sachverständiger, 

München
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auch die Gemeinde. Diese sei auch 
nicht verpfl ichtet, ihre Zustimmung 
zu geben.

Es soll hier dahingestellt bleiben, 
ob diese Entscheidung „richtig“ ist,  
unerfreulich ist sie aus Sicht der 
Landwirtschaft  auf jeden Fall. Dass 
es gesetzlich geregelte Einzelfälle und 
weitere Konstellationen gibt, in de-
nen der Landwirt abweichend von 
dieser Grundsatzentscheidung aus-
nahmsweise doch einen Rechtsan-
spruch auf Ersatzland hat, soll hier 
nur erwähnt werden. 

Fazit: Der durch den Flächenverlust 
für ein Baugebiet in seiner Existenz 
bedrohte Landwirt sollte bereits im 
Rahmen der Aufstellung des Bebau-
ungsplans während der öff entlichen 
Auslegung (zwingend, anschließend 
kann das nicht mehr mit Aussicht auf 
Erfolg vorgetragen werden!) der Ge-
meinde die betriebliche Existenzge-
fährdung und die damit verbunde-
ne Notwendigkeit von Ersatzland 
schrift lich als „Stellungnahme“ mit-
teilen, die Gemeinde muss sich dann 
hiermit auseinandersetzen. 

Außerdem sollte der Landwirt im 
Umlegungsverfahren diese Notwen-
digkeiten vortragen und den Kon-
takt mit der Umlegungsstelle und der 
Gemeinde suchen, um die Gemein-
de zur Zustimmung und den Umle-
gungsausschuss zur Zuteilung von 
Ersatzland zu bewegen. Auch wenn 
die oben zitierte Vorschrift  des § 189 
des Baugesetzbuches für das Umle-
gungsverfahren nicht zwingend ist, 
ist es zweckmäßig, bei diesen Ein-
wendungen nachdrücklich auf sie 
hinweisen. Dr. Nikolaus Birkl

Fachanwalt für Verwaltungsrecht, 
München
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